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Verkündet

am 21° Januar 1965

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 80 Senat des Bundeééozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 210 Januar 1965,

an der mitgewirkt haben
'0 - :

‘ ',

, „{,

Senatspräsident s t e n g e 1
.

"
i

>?@
als Vorsitzender, "

Bundesrichter Dr° N e u h a u s .
_und

Bundesrichter P e t e r e e n “"
als weitere Berufsrichtcr,

Bundessozialrichter R e i n k 6 s t e r ‚und

BUndessozialrichter F r e i g a n g '

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die RevisiOn der Klägerin wird das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 130 Februar 1963

aufgehoben° Die Berufung des Beklagten gegen das

Urteil des Sozialgérichts Gießen vom 3„ August 1962

wird zurückgewiesen° ‘ ' “ ' *”

Der Beklagte hat der Klägerin die außergericht—

lichen Kosten des Berufungs— und des Revisionsver—

fahrens zu erstatten()

Von Rechts wegen°
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Nachdem der im Juli 1948 gestellte Rentenantrag abge—

lehnt werden war, hatte das Sozialgericht (SG) durch

Urteil vom 15° August 1956 den Beklagten verurteilt,

wegen Hypertonie i„S„ der richtunggebenden Verschlimme—

rung und nachfolgender Apoplexie eine Rente nach einer

minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) von zunächst

50 v„H° und zum Schluß 100 v„H. zu gewähren° Auf die

Berufung des Beklagten hob das Landessozialgericht (LSG)

nach Beweisaufnahme mit rechtskräftig gewordenem Urteil

vom 14° März 1961 die Entscheidung des SG auf und ver—
urteilte den Beklagten, der Klägerin wegen Hypertonie

i„S„ der Verschlimmerung Rente nach einer MdB um

50 v„H„ vom 1° August 1948 an zu gewähren„ In den
Gründen war u.,a°

ausgeführt, auf Grund des Ergebnisses

der Beweisaufnahme stehe zur Überzeugung des LSG fest,

daß die Apoplexie durch den Einsatz der Klägerin als

Krankenschwester weder hervorgerufen noch verschlimmert

worden sei°

Während des Berufungsverfahrens hatte das Versorgungs—

am (VersorgA) durch "Ausführungs—Benachrichtigung" “

vom 4° Dezember 1956 die laufende Rente angewiesen

und die Klägerin darauf hingewiesen, daß sie verpflich—

tet sei, die ab 160 August 1956 auf Grund des Urteile

zu zahlenden Beträge zurückzuzahlen, wenn die Berufung

_
des Landesversorgungsamts Hessen Erfolg haben solltco

Durch die Ergänzungsbenachrichtigung vom 27° April 1957

war die Berechnung der laufenden Rente berichtigt

werden° Am 12() März 1957 beantragte die Klägerin
die Gewährung von Pflegezulage° Gestützt auf das

versorgungsärztliche Gutachten des Oberrcgierungs—

Medizinalrats Dr„ Iäxxxvom 140 Mai 1957 hatte daraufhin

der Beklagte durch Bescheid vom 160 Mai 1957 "auf den

Antrag vom 12° März 1957 „„„0 im Anschluß an die
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' Benachrichtigung vom 270 April 1957" gemäß @ 62 Abs° 1

des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) ab 1° März 1957

Pflegezulage in Höhe von monatlich 75 DM gewährt

und ausgeführt: "Die Prüfung Ihres Antrages hat er—

geben„daß bei Ihnen Hilflosigkeit i„S° des 5 35

BVG besteht." Im gleichen Bescheid berichtigte er

einen Reehenfehler, der in der Ergänzungsbcnach—

richtigung vom 27° April 1957 hinsichtlich der Höhe

der Ausgleichsrente unterlaufen war, und führte noch

aus: "Sie werden erneut darauf hingewiesen, daß Sie

verpflichtet sind, die „D., auf Grund des Urteils

zu zahlenden Beträge zurückzuzahlen, wenn die Beru—

fung Erfolg haben sollte,"

Nach dem Brlaß des ersten Urteils des Hessischen LSG

vom 14° März 1961 berechnete der Beklagte durch die

Ausführungs—Benaehrichtigung vom 25° April 1961

die während der Berufungsverfahrens zuviel gezahl—

ten Rententeile (einschließlich der Pflegezulage)

und forderte diese Beträge zurück° Mit dem Wider—

spruch verlangte die Klägerin die Weiterzaniung der

Pflegezulage° Nach der versorgungsärztlichen Stellung—

n €}me deS Regi eruhgsm ed i z inalrat 3 Dr „ F..':.';:::J.'::::::r::::::;:::::::vom

'18„ Juli 1961war die Pflegezulage ausschließlich
wegen der Folgen der Apoplexie gewährt werden,

Daraufhin führte der Beklagte im Bescheid vom 25° Juli

1961 im Anschluß an die Ausführungs—Benachrichtigung

vom 25° April 1961 aus, die Pflegezulage sei gewährt

werden, weil durch die Folgen der Apoplexie Hilflosig—

keit vorgelegen habe, Da laut Urteil des Hessischen

LSG vom 140 März 1961 die Apoplexie nicht Schädigunge—

folge sei, seien die Voraussetzungen zur Zahlung der

Pflegezulage nicht gegeben° Durch den Widerspruchs—

bescheid vom 27„ Oktober 1961 wurde dem Widerspruch

nicht abgeholfen, weil die Ausführungsbenachrichtigung
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vom 250 April 1961 nach ihrer Ergänzung vom 25° Juli 1961
nicht mehr zu beanstanden seio

Mit der Klage hat die Klägerin die Gewährung der

Pflegezulage rückwirkend ab 1° März 1957 erstrebt°

Durch Urteil vom 30 August 1962 hat das SG den Beklag—
ten unter Aufhebung der Bescheide vom 27° Oktober 1961

und 25° Juli 1961 sowie Abänderung des Bescheides vom
250 April 1961 dem Grunde nach verurteilt, der Klägerin

über den 300 Juni 1961 hinaus die ab 10 März 1957

gewährte Pflegezulage der Stufe I zu zahlen, weil die

tatsächlichen Verhältnisse, welche zur Gewährung von

Pflegezulage geführt hätten, sich nicht geändert hütten°

Der Vorbehalt der Rückforderung von Leistungen habe

sich nur auf die in der vorhergehenden Ausführungs—

benachrichtigung auf Grund des Urteils zu zahlenden

Beträge bezogen°

Der Beklagte hat Berufung eingelegt und den VCrwaltungs—

akt vom 160 Mai 1957, wenn er auch "nicht korrekt als

weitere Ausführungsbenachrichtigung ausdrücklich ge—
kennziechnet? werden sei und eine falsche Rechtsmittel—

belehrung enthalten habe, als eine Ausführungsbenach—

riehtigung auf Grund des Urteils des SG betrachteto

Eurch Urteil vom 130 Februar 1963 hat das LSG auf die

Berufung des Beklagten das Urteil des SG vom 3° August

1962 aufgehoben und die Klage gegen den Bescheid vom

27° Oktober 1961 abgewiesen° Es hat die Revision zuge—

lassen° In den Gründen ist ausgeführt, der Bescheid

vom 16° Mai 1957 über die Gewährung von Pflegezulage_

sei zwar ein selbständigér Verwaltungsakt geWesen,

doch stelle er eine Ausführung des Urteils des SG

vom 15° August 1956 dar, Das habe der Beklagte äußer—

lich durch die Bezugnahme auf die in Ausführung des

Urteils ergangenen Benachrichtigungen vom 40 Dezember 1956

...5...
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-und 27° April 1957 zum Ausdruck gebracht.) Dies ergebe

sich auch aus dem Hinweis im Bescheid vom 160 Mai 1957,

daß die Klägerin verpflichtet sei, die ab 160 August

1956 auf Grund des Urteils zu zahlenden Beträge zu—

rückzuzahlen, wenn die Berufung des Landes Erfolg

haben sollte, Dieser Hinweis habe sich nicht nur

auf die infolge der Berichtigung der Ergänzungs-

benachrichtigung vom 27° April 1957 zu leisténde

Nachzahlung, sondern auf die gesamten in diesem

Bescheid errechneten Beträge, also auch die Pflege—

zulage, bezogen°

Die Klägerin hat Revision eingelegt und beantragt,

1„ das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Berufung des Beklagten gegen das Ur—

teil des Sozialgerichts vom 5° August 1962

zurückzuweisen;

2° hilfsweise, das angefochtene Urteil aufzu—

heben und die Sache zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das Landessozial—

gericht zurückzuverweisen.

Sie rügt mit näherer Begründung eine Verletzung der

55 77, 154 Abs" 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG);

24, 47 Abs„ 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
(VeerG) sowie der allgemeinen Grundsätze des Ver—

waltungsrechts° Sie betrachtet den Bescheid vom
16° Mai 1957 nicht als einen Ausführungsbescheid,

zumal das SG über die Gewährung von Pflegezulage

' überhaupt nicht entschieden habeo

Der Beklagte beantragt zu erkennen,

die Revision der Klägerin gegen das Urteil

des Landessozialgerichts vom 13° Februar

1963 wird als unbegründet zurückgewiesen°
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Er hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend°

Die Klägerin hat die durch Zulassung statthafte

Revision (@ 162 Abs° 1 Nr° 1 SGG) form— und frist—

gerecht eingelegt und'begründeto Das Rechtsmittel

ist nach 5 164 SGG zulässig und auch begründet°

Das LSG hat die Rückforderung der auf Grund des

Bescheides vom 160 Mai 1957 gewährten Pflegezulage

für rechtmäßig gehalten, weil dieser Bescheid der

Sache nach das Urteil des SG vom 15° August 1956

ausgeführt habe und dies auch für die Klägerin er—
kennbar gewesen sei„ Dies ist nicht frei von Rechts—

irrtum°

Wie das Berufungsgericht nicht verkannt hat, war

Streitgegenstand des ersten Verfahrens vor dem SG

und damit Inhalt des Urteile vom 15„ August 1956

der Anspruch auf Gewährung von Versorgung, und zwar

die Gewährung von Rente„ Die Klägerin hatte den

Anspruch im Juli 1948 angemeldete Damals und zur

Zeit der ärztlichen Untersuchung vom 120 August 1949

zur Prüfung ihres Antrags sowie im Zeitpunkt des

ablehnenden Bescheides hatte sie noch keinen Schlag—

anfall erlitten und war nicht hilfloso In dieser Aus—

gestaltung ist ihr Versorgungsanspruch Gegenstand

des nach altem Recht eingeleiteten Berufungsverfah—

rens gewesen, das nacn Einführung der Sozialgericht„—

barkeit als Klage an das SG übergegangen ist° Im

Laufe des Verfahrens hat die Klägerin — auch nachdem

sie im Jahre 1951 einen Schlaganfall erlitten hatte —

ihren Anspruch nicht erweitert, auch nicht ihr tat—

sächliches Vorbringen so ergänzt, daß die Gewährung

von Pflegezulage ebenfalls als Streitgegenstand an—

gesehen werden könnteo Dementsprechend hat das SG

durch das Urteil vom 150 August 1956 den Beklagten
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nur'zur Gewährung von Rente in bestimmter Höhe wegen

der im einzelnen festgestellten Schädigungsfolgen

verurteilt° Die Pflegezulage war — wie das LSG zu—

treffend ausgeführt hat - nicht Gegenstand des

Urteils, ist also zu Recht in die Ausführungs—

Benachrichtigung vom 4° Dezember 1956, die auf Grund

des 5 154 Abs° 2 SGG erlassen ist, nicht aufgenommen

worden, ganz abgesehen davon, daß in dieser Zeit

die Klägerin noch nicht beantragt hatte, ihr Pflege-

zulage zu gewähren; dies ist erst am 12. März 1957

geschehen°

Der Anspruch auf Pflegezulage ist somit nicht Ge-

genstand der Entscheidung des SG gewesen und ge-

hörte also auch nicht in den Ausführungsbescheid

nach 5 154 Abs. 2 SGG° Er kann auch nicht etwa

— nachdem er angemeldet worden war — als wesent—

licher, nicht trennbarer Bestandteil der Rente

nachträglich noch in den Ausführungsbescheid mit—

einbezogen werden°

Nach 5 9 BVG umfaßt die Versorgung verschiedene,

an sich selbständige Ansprüche° Dazu gehört die

Heilbehandlung und neben der Beschädigtenrente

auch die Pflegezulage (s, dazu BSG 8, 151)° Nach—
dem die Klägerin nach Erlaß des angefochtenen Ur—

teils und des Ausführungsbescheides vom 4, Dezem-

ber 1956 die Gewährung von Pflegezulage beantragt

hatte, war über diesen Anspruch erstmals zu be-

finden (s, dazu BSG 5, 273, 274 und 8, 97)° Diese
Entscheidung war von dem Urteil über die Gewährung

von Rente unabhängig° Sie hängt-mit ihm nur inso—

weit zusammen, als das VersorgA bei dem Erlaß sei—

nes Verwaltungsakts auch von dem Urteil ausge—

gangen ist° Hierdurch allein aber kann die Ent—

scheidung über die Pflegezulage nicht als eine
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Ausführung des Urteils des SG angesehen werden und

fällt.deshalb nicht unter die Vorschrift des 5 154

Abs° 2 SGGO

Wenn das angefochtene Urteil insgesamt gelesen wird,

kann angenommen werden, daß das Berufungsgericht sich

diesen rechtlichen Erwägungen nicht verschlossen

hat° Es hat deshalb weiter ausgeführt, der Hinweis

auf die Rückzahlungsverpflichtung in dem Bescheid

vom 16° März 1957 sei hinsichtlich der Pflegezulage
als Vorbehalt des Widerrufs anzusehen für den Fall,

daß die vom Beklagten gegen das Urteil des SG vom
150 August 1956 eingelegte Berufung Erfolg haben

sollte° Damit hat das LSG das Handeln des VersorgA

so beurteilt, wie es zweckmäßgerweise hätte sein

sollen, Es muß aber geprüft werden, ob diese Aus—

legung des Bescheides vom 16„ Mai 1957 die allein
mögliche ist° Die Auffassung des Berufungsgerichts,

der Bescheid vom 160 Mai 1957 führe das Urteil des

SG vom 15° August 1956 aus, gründet sich auf folgende

Überlegung:

10 Er hat auf die Benachrichtigung vom 270 April
1957 Bezug genommen, die ihrerseits wieder
auf der in Ausführung des Urteils ergangenen
Ausführungsbenachrichtigung vom 4° Dezember
1956 beruht und diese ebenfalls mit in Bezug
nimmto

20 Den in gleichem Sinne zu verstehenden Hinweis,
wenn die Verwaltung mit ihrer Berufung durch—

>dringe, habe die Klä7er1n<■c Beträge zurück—
zuzahlen, welche sie auf Grund des Urteils
des SG vom — wie das LSG festgestellt hat —
16° August 1956 an erhalten habec Dieser Hin—
weis habe sich auf die gesamten in diesem
Bescheid errechneten Beträge, auch die Pflege—
zulage, bezogen° [

‚ .
30 Eine andere Auslegung des Bescheides würde dem

auch im Verwaltungsrecht geltenden Grundsatz
von Treu und Glauben bei der Auslegung von
Willenserklärungen widersprechen°
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Eine derartige Auslegung ist — wie sich auch aus den

Ausführungen des Beklagten in der Revisionsinstanz

ergibt — an sich nicht ausgeschlossen„ Es kann zu—
nächst unerörtert bleiben, ob diese Auffassung des

LSG rechtsirrtümlich ist° Denn jedenfalls ist auch

eine andere Auslegung des Bescheides vom 16° Mai 1957'

möglich„ Dies ergibt sich nicht nur aus den Darle—

gungen der Klägerin in der Revisionsinstanz, sondern

auch aus folgenden im angeführten Urteil aufgeführten

Umständen:

Schon rein äußerlich unterscheidet sich der Bescheid
vom 16° Mai 1957 von den vorausgegangenen Verwaltungs—

aktcn vom 4° Dezember 1956 und 27° April 1957 dadurch,

daß er nicht als "Benachrichtigung" bezeichnet wor-

den ist, sondern als "Bescheid" und "Neufeststellung"°

Als auslösenden Anlaß bezeichnet er außerdem an erster

Stelle den Antrag der Klägerin vom 120 März 1957 auf

Gewährung von Pflegezulage° Die Verwaltung hat dann

zwar ausgeführt, der Bescheid ergehe "im Anschluß

an die Benachrichtigung vom 270 April 1957"° Diese

Wortfassung aber kann sowohl auf den Inhalt der vor—

ausgegangenen Benachrichtigungen bezogen werden

— wie das Berufungsgericht getan hat —‚ kann aber

auch nur rein zeitlich den vorausgegangenen Verwal—

tungsakt bezeichnen, ohne sich auf seinen Inhalt

und seinen besonderen Charakter zu beziehen° Vor

allem hat der Bescheid vom 16. Mai 1957 einen doppel—
ten Inhalt° In der Gestaltung des Versorgungsrechts—

verhältnisses hat die Verwaltung nur den Antrag der

Klägerin vom 120 März 1957, nicht aber auch das

Urteil des SG vom 15° August 1956 verwertet° Damit

stellt der erste Verfügungssatz dieses Bescheides
eine selbständige Gestaltung des Versorgungsrechts—

verhältnisses hinsichtlich des Anspruchs auf Pflege-

zulage dar, die von dem Urteil unabhängig ist„
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Weiterhin ist der Beginn der Pflegezulage festge:

stellt, und sie ist im einzelnen sowohl für die

laufenden Bezüge als auch die Nachzahlung rech—

nerisch festgestellt worden, Damit ist der Bescheid

über die in ihm behandelte Pflegezulage in sich

verständlich und abgeschlossen° Neben der Pflege-

zulage enthält er noch einen weiteren Bestandteil°

Er berichtigt nämlich die Berechnung der Rente in

der Ergänzungsbenachrichtigung vom 27° April 1957,
Dieser Teil ist ebenfalls selbständig berechnet

werden„ Erst bei der Ermittlung der gesamten Nach—

zahlung sind die beiden Posten zusammengezogeno

Damit bleiben sie aber selbständige Beträge, die

aus verschiedenen Ursachen zustehen° Schließlich

bleibt noch der Hinweis darauf, daß die Klägerin

verpflichtet sei, "die „„„o„.„‚.„. auf Grund des

Urteils zu zahlenden Beträge zurückzuzahlen, wenn

die Berufung Erfolg haben sollte", Insoweit ist

zu berücksichtigen, daß die Pflegezulage, wie in dem

ersten Teil des Bescheides vom 16° Mai 1957 fest—

gestellt worden ist, ab 1, März 1957 zustand, so daß

das vom LSG festgestellte Datum für den Beginn einer

möglichen Rückzahlungspflicht vom 16, August 1956

nicht auf die Pflegezulage, sondern allein auf die

nachzuzahlende Rente hindeutete° Schon die Ver—

schiedenheit der Daten und sodann die Wortfassung

"die auf Grund des Urteils zu zahlenden Beträge"

lassen die Auslegung zu, der Verwaltungsakt vom

160 Mai 1957 betreffe zwei selbständige, voneinander
getrennte und getrennt zu haltende Teile, die Pflege—

zulage und die nachzuzahlende Renteo Infolgedessen

ist die im angefochtenen Urteil vorgenommene Aus—

legung des Hinweises auf die Bückzahlungspflicht

nicht die einzig mögliche°
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Demgemäß kann Zweck und Ziel des Bescheides vom

16° Mai 1957, insbesondere der Rückerstattung von

Leistungen, in zweierlei Weise ausgelegt werden°

Von den möglichen Auslegungen eines derartig viel—

deutigen Verwaltungsaktes muß die Versorgungsver—

waltung diejenige gegen sich gelten lassen, die

der Empfänger sich vernünftigerweise zu eigen

machen darf, ohne die Unbestimmtheit oder Unvoll—

ständigkeit willkürlich zu seinen Gunsten auszu-

nutzen (vgl° Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungs-

rechts, 8„ Aufi„ so 229 5 12 e/ dd Abs, 2) Auch
mit dieser Einschränkung durfte die Klägerin den

Bescheid vom 16° Mai 1957hinsichtlich der Pflege-
zulage als einen selbständigen Verwaltungsakt an—

sehen, der von den bis dahin ergangenen Ausführungs—

benachrichtigungen unabhängig war und keine Ver—

pflichtung zur Rückzahlung empfangener Leistungen

enthielt° Diese mögliche und der Klägerin zuzu—
billigende Auslegung führt dazu, daß der Bescheid

vom 160 Mai 1957 hinsichtlich der Pflegezulage

keinen Vorbehalt des Widerrufs enthält, Die Ver-

waltung mag dieses Ergebnis nicht gewollt haben°

Sie hat dann aber ihre Vorstellungen von der Neu-

gestaltung des Versorgungsrechtsverhältnisses

und ihren Wunsch, den Bescheid widerrufen zu kön—

nen, nicht in einer solchen Weise-zum Ausdruck ge—
bracht, daß die Klägerin es unmißverständlich er—
kennen mußte° Da der Widerruf im Bescheid vom
160 Mai 1957 selbst sonach nicht vorbehalten war,
ist seine Ausübung nicht rechtmäßig, Hierbei braucht

nicht darauf eingegangen zu werden, ob etwa die

Verwaltung ihr Ermessen, von dem Widerruf Gebrauch

zu machen, pflichtmäßig angewandt hätte°

Demgemäß ist das Urteil des SG vom 30 August 1962

zutreffend gewesen, Die Berufung des Beklagten

_ 12 _
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hiergegen ist nicht begründet, so daß — wie geschehen —

zu erkennen waro

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 193

Abs" 1 SGG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

